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Betr: Versiegelung / Niedersächsischer Weg / Klimaschutz  
 

Dankenswerterweise greift Herr Hillmann in seinem Kommentar „Auf den Punkt“ das wichtige 

Thema „Klimwandel“ auf. Zitat: „Klimawandel bedeutet das Zulassen von Veränderung und 

Umsteuern. Dafür ist aber vorausschauendes Handeln notwendig.“ Dem kann ich nur zustimmen. 

Diese Veränderung ist auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene dringend geboten.  

Keine Ebene sollte sich hinter der anderen verstecken oder diese vorschieben.  

Die Natur verhandelt nicht!  

Der im Mai 2020 zwischen Politik, Landwirtschaft und Naturschutz vereinbarte „Niedersächsische 

Weg“ gibt eine Reduktion der Neuinanspruchnahme von Flächen bis 2030 auf weniger als 4 Hektar 

pro Tag vor. Bis 2050 soll der Flächenverbrauch bei „Netto Null“ liegen. 

Entgegen dieser verpflichtenden Vereinbarung fordert Olaf Lies, jetziger niedersächsischer 

Wirtschaftsminister, in einem Schreiben vom 20. Juni 2023 mit der Überschrift „Entwicklung von 

strategischen Gewerbegebieten“ Herrn Landrat Grote auf, sich über eine Plattform für Industrie- 

und Gewerbeansiedlung einzusetzen. Dies bedeutet meines Erachtens einen indirekten Verstoß 

gegen den Niedersächsischen Weg, den Herr Lies pikanterweise in seiner Funktion als damaliger 

niedersächsischer Umweltminister mitunterzeichnet hat!  

Im April 2021 hat das Bundesverfassungsgericht Verfassungsbeschwerden, die gegen das 

Klimaschutzgesetz von 2019 gerichtet waren, mit der Kernaussage beigepflichtet, dass der 

unzureichende Klimaschutz von heute Grund- und Freiheitsrechte von morgen in 

verfassungswidriger Weise zu beeinträchtigen droht.  

Der verfassungsrechtlich geforderte Reduktionspfad betrifft nach meinem Verständnis auch die 

notwendige Eindämmung der Versiegelung und den Schutz des Bodens, des nach den Ozeanen 

zweitgrößten Kohlendioxidspeichers. Je weniger Kohlendioxid durch versiegelungsbedingten 

Bodenverlust gebunden wird, desto mehr wird dieses Treibhausgas emittiert. In diesem 

Zusammenhang bleibt zu hoffen, dass Industrialisierungs- und Versiegelungsbestrebungen im Raum 

Hodenhagen und Krelingen abgewehrt werden können. 
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